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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der 
Genehmigungspflicht für die Einfuhr in das Vereinigte Königreich 
von Säcken und Beuteln aus Polyolefin-Geweben mit Ursprung 
in der Republik Korea 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
des Rates vom 4. Juni 1974 betreffend die gemein- 
same Einfuhrregelung 1 ), insbesondere auf Artikel 13, 

nach Konsultationen in dem in Artikel 5 der vor- 
genannten Verordnung vorgesehenen beratenden 
Ausschuß, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1229/76 2 ) hat 
die Kommission die Einfuhr von Säcken und Beuteln 
aus Polyolefin-Geweben mit Ursprung in der Repu- 
blik Korea einer Genehmigungsp flicht unterworfen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 137 
vom 26. Mai 1976, S. 26 


Da die Gründe, die zur Einführung dieser Maß- 
nahme geführt haben, fortbestehen, ist es erforder- 
lich, sie für ein weiteres Jahr aufrechtzuerhalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Genehmigungspflicht für die Einfuhr in das 
Vereinigte Königreich von Säcken und Beuteln aus 
Polyolefin-Geweben mit Ursprung in der Republik 
Korea, die durch die Verordnung (EWG) Nr. 1229/76 
eingeführt wurde, wird für einen Zeitraum von 
einem Jahr ab dem Inkrafttreten der vorbezeichne- 
ten Verordnung verlängert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 7. Juli 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgiiedstaat. 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 
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Begründung 

1. Im Jahre 1975 stiegen die Einfuhren in das 
Vereinigte Königreich von Säcken und Beuteln aus 
Polyolefin-Geweben mit Ursprung in der Republik 
Korea jäh und beträchtlich an. Diese Einfuhren, die 
im Jahre 1974 unbedeutend waren, erreichten 1975 
ein Niveau von 1,7 Mio Stück. 

2. Während der Verbrauch dieser Waren beträcht- 
lich anstieg, fiel die britische Erzeugung leicht ab; 
der Marktanteil der koreanischen Exporteure belief 
sich demnach auf etwa 10 v. H. im Jahre 1975. (Der 
Anteil anderer Drittländer lag bei 25 v. H.). 

3. Diese schnelle Durchdringung des Marktes war 
insbesondere auf das anormal niedrige Preisniveau 
der koreanischen Exporte zurückzuführen, das nicht 
einmal die Hälfte der britischen Exportpreise für 
die gleiche Ware erreichte. 

4. All diese Umstände verursachten eine ernsthafte 
Schädigung sowohl der britischen Erzeuger, deren 
Produktionskapazitäten zu nur 50 v. H. ausgenutzt 


waren, als auch der Arbeitnehmer auf diesem Sek- 
tor, deren Beschäftigungsgrad um 40 v. H. in einem 
Jahr sank. 

5. Unter diesen Umständen beantragte die britische 
Regierung, daß die erforderlichen Schutzmaßnahmen 
hinsichtlich dieser Einfuhren ergriffen würden. Die 
Kommission konsultierte die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten, die sich einstimmig zugunsten einer 
mengenmäßigen Beschränkung der Importe ausspra- 
chen. 

6. Die Kommission ergriff deshalb in Übereinstim- 
mung mit der Vereinbarung über den internationa- 
len Handel mit Textilien die erforderlichen Maßnah- 
men, um die Einfuhren der fraglichen Waren in das 
Vereinigte Königreich auf die Höhe der Importe 
einer am 31. Januar 1976 endenden Jahresperiode 
zu begrenzen. 

7. Die Kommission ist der Auffassung, daß diese 
Maßnahmen für ein Jahr aufrechterhalten werden 
sollten. Sie unterbreitet deshalb dem Rat beiliegen- 
den Vorschlag bezüglich der geeigneten Maßnahmen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 8. Juli 1976 - 14 - 680 70 - E- Ha 50/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. Juni 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 



